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1 6 3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen

164 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen

165 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

166 . Kundmachung: Kündigung der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich und dem Minister für Außenhandel der Sozialistischen Republik
Rumänien über die Anerkennung von Bescheinigungen der Handelskammer der
Sozialistischen Republik Rumänien in Ursprungszeugnissen, die für die Anwendung
der Vorzugszölle nach dem österreichischen Präferenzzollgesetz erforderlich sind

163. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Rechtshilfe in

Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat das Vereinigte Königreich am 29. August
1991 seine Ratifikationsurkunde zum Europäischen
Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen
(BGBl. Nr. 41/1969, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 199/1986) hinterlegt:

Das Vereinigte Königreich hat anläßlich der
Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgende
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

V o r b e h a l t e

1. Artikel 2

Zu Artikel 2 behält sich die Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland das Recht vor, die Rechtshilfe abzuleh-
nen, wenn die Person, die Gegenstand des
Rechtshilfeersuchens ist, bereits im Vereinigten
Königreich oder in einem dritten Staat wegen jener
strafbaren Handlung verurteilt oder freigesprochen
wurde, der das selbe Verhalten zugrundeliegt, wie
das, welches Anlaß für das Verfahren hinsichtlich
dieser Person im ersuchenden Staat gegeben hat.

2. Artikel 3

Zu Artikel 3 behält sich die Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland das Recht vor, weder Zeugeneinvernah-

men durchzuführen noch die Beibringung von
Akten oder anderen Schriftstücken zu erwirken,
sofern sein Recht diesbezüglich Privilegien, Nicht-
erzwingbarkeiten oder andere Ausnahmen von der
Beweispflicht anerkennt.

3. Artikel 5 Absatz 1

In Übereinstimmung mit Artikel 5 Absatz 1 behält
sich die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland das Recht vor,
die Erledigung von Rechtshilfeersuchen um Durch-
suchung und Beschlagnahme von Gegenständen
folgenden Bedingungen zu unterwerfen:

a) daß die dem Rechtshilfeersuchen zugrunde-
liegende strafbare Handlung sowohl nach
dem Recht des ersuchenden Staates als auch
nach dem Recht des Vereinigten König-
reiches strafbar ist; und

b) daß die Erledigung des Rechtshilfeersuchens
mit dem Recht des Vereinigten Königreiches
vereinbar ist.

4. Artikel 11 Absatz 2

Die Regierung des Vereinigten Königreiches von
Großbritannien und Nordirland sieht sich nicht in
der Lage, Ersuchen nach Artikel 11 Absatz 2 um
Durchbeförderung von Häftlingen durch sein
Gebiet zu bewilligen.

5. Artikel 12

Die Regierung des Vereinigten Königreiches von
Großbritannien und Nordirland wird die Gewäh-
rung des sicheren Geleites nach Artikel 12 nur dann
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erwägen, wenn dies besonders von der Person,
welcher das sichere Geleit zu gewähren wäre, oder
von der zuständigen Behörde jener Vertragspartei,
die um Rechtshilfe ersucht hat, begehrt wird. Ein
Ersuchen um sicheres Geleit wird nicht bewilligt,
wenn die Justizbehörden des Vereinigten König-
reiches zur Ansicht gelangen, daß eine Bewilligung
nicht im öffentlichen Interesse steht.

6. Artikel 21

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
behält sich das Recht vor, Artikel 21 nicht
anzuwenden.

E r k l ä r u n g e n

Erklärung 1

Artikel 15 Absatz 1

Hinsichtlich der Regierung des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und Nordirland
sind Bezugnahmen auf das „Justizministerium" für
die Zwecke des Artikels 11 Absatz 2, Artikel 15
Absatz 2, 3 und 6 und Artikel 21 Absatz 1 und
Artikel 22 Bezugnahmen auf das Home Office.

Erklärung 2

Artikel 16 Absatz 2

In Übereinstimmung mit Artikel 16 Absatz 2
behält sich die Regierung des Vereinigten König-
reiches das Recht vor, zu verlangen, daß Ersuchen
und angeschlossene Schriftstücke mit einer beige-
fügten Übersetzung ins Englische an sie gerichtet
werden.

Erklärung 3

Artikel 24

In Übereinstimmung mit Artikel 24 betrachtet die
Regierung des Vereinigten Königreiches für die
Zwecke des Übereinkommens die folgenden Behör-
den als Justizbehörden:

Vranitzky

164. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zusatzproto-
kolls zum Europäischen Übereinkommen über

die Rechtshilfe in Strafsachen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parats hat das Vereinigte Königreich am 29. August
1991 seine Ratifikationsurkunde zum Zusatzproto-
koll zum Europäischen Übereinkommen über die
Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 296/1983,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 375/1991) hinterlegt.

Das Vereinigte Königreich hat anläßlich der
Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde folgende
Erklärung abgegeben:

Gemäß Art. 8 Abs. 2 behält sich das Vereinigte
Königreich Großbritannien und Nordirland das
Recht vor, Kapitel I und II nicht anzunehmen.

Vranitzky

165. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung

oder Strafe

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Übereinkommen gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe (BGBl. Nr. 492/1987, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 641/1990) hinterlegt:

Staaten :

Deutschland
Estland

Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Beitrittsurkunde :

1. Oktober 1990
21. Oktober 1991


